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Leiharbeitnehmer: In welcher Höhe Fahrtkosten geltend gemacht werden können

Werbungskosten sind Kosten, die anfallen, damit Sie überhaupt Einnahmen erzielen können. Diese 
können in der Regel steuermindernd in der Einkommensteuererklärung berücksichtigt werden. 
Dabei können Sie entweder die angefallenen Kosten, wie beispielsweise Beiträge zu einem Berufs-
verband, in tatsächlicher Höhe angeben. In manchen Fällen kann jedoch auch ein standardisierter 
Wert verwendet werden. Dies ist unter anderem bei der Ermittlung der Fahrtkosten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte der Fall (sog. Entfernungspauschale). Hier wird für jeden Entfer-
nungskilometer ein bestimmter Geldbetrag berücksichtigt.
Liegt keine erste Tätigkeitsstätte vor, kann der Betrag sogar für jeden gefahrenen Kilometer berück-
sichtigt werden. Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) musste entscheiden, welche Kosten im Streitfall 
zu berücksichtigen waren.
Der Kläger war als Arbeitnehmer unbefristet bei der Verleihfirma V beschäftigt. Er erklärte sich 
bereit, an wechselnden Einsatzstellen bei Kundenbetrieben eingesetzt zu werden. Gemäß Einsat-
zanweisung war der Kläger ab dem 16.08.2021 bei B in der Stadt S eingesetzt. Als Dauer des Einsat-
zes war "Ende offen" festgelegt. Mit einer weiteren Anweisung vom 02.05.2022 wurde die unmittel-
bare Fortsetzung des Einsatzes bei B in S und wieder mit Dauer "Ende offen" festgelegt.
Nach einer Bescheinigung von V vom 11.09.2023 war der Kläger bis zum 03.02.2023 bei B in S im 
Einsatz. Vom 04.02.2023 bis zum 29.05.2023 war er projektlos. Ab dem 30.05.2023 war er wieder 
bei B in S tätig. Mit Bescheid zur Einkommensteuer 2022 berücksichtigte das Finanzamt als Fahrt-
kosten die Entfernung der Zweitwohnung des Klägers zum Sitz des Entleihers in S mit der Entfer-
nungspauschale. Der Kläger begehrte jedoch die Berücksichtigung nach den gefahrenen Kilome-
tern.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Entfernungspauschale ist für Wege zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte zu berücksichtigen. Ob im Streitfall eine erste Tätigkeitsstätte vorliegt, 
hängt von der arbeitsrechtlichen Zuordnungsentscheidung des lohnsteuerrechtlichen Arbeitgebers 
und in Fällen der Arbeitnehmerüberlassung somit grundsätzlich nicht von den Vereinbarungen 
zwischen dem Verleiher und dem Entleiher ab. Maßgeblich sind nur die dienst- oder arbeitsrechtli-
chen Festlegungen sowie die Absprachen und Weisungen zwischen Verleiher und Arbeitnehmer.
Für die Frage, ob eine dauerhafte Zuordnung vorliegt, ist eine Prognose ausschlaggebend. Im Streit-
fall war die Überlassungsdauer schon nach dem Gesetz auf 18 Monate begrenzt. Somit lag nur eine 
zeitlich befristete Zuordnung zum Betrieb B in S und keine erste Tätigkeitsstätte vor.
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